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Neu-Ulm, Ulm und Umgebung

Sklaven leben möchten, sagt Martin
Bendel. Und Ralph Seiffert, Neu-
Ulmer Dezernatsleiter und Co-Ge-
schäftsführer des Donaubüros, ge-
steht: Was auf der Tagung gesagt
wurde, habe ihn aufgerüttelt.

Bei der Ulmer Polizei kümmert
sich mit der KI 4 jene Kriminalin-
spektion um Rotlicht-Straftaten, die
auch in Fällen Organisierter Krimi-
nalität ermittelt. Die Zusammen-
hänge seien da, sagt Sonja Bohlien.
Und vieles sei in Ulm ähnlich wie
bundesweit: Auch hier kommt der
absolute Großteil der Frauen aus
dem Ausland. „Die meisten Opfer
sind weiblich, sind jung. Im Durch-
schnitt um die 24, manche auch un-
ter 21“, schildert sie.

80 bis 98 Prozent der Opfer von
Menschenhandel und Zwangspros-
titution kämen aus Südosteuropa,
sagt Bell. Die Kontakte zu den Men-
schen, die dieses Problem dort be-
kämpfen sollen, und das gegenseiti-
ge Vertrauen hätten unschätzbaren
Wert. Bell und ihre Mitstreiterinnen
und Mitstreiter setzen sich dafür
ein, Frauen und Mädchen aufzuklä-
ren und zu schützen. Sie werben für
Gesetzesänderungen, dass sich Frei-
er künftig strafbar machen. Sie wol-
len Täter finden und Opfer unter-
stützen. Opfer, die 15 Penetrationen
am Tag in alle Körperöffnungen er-
leben müssen, Opfer die 100 Kon-
dome in der Woche brauchen. Es
gehe um Menschen, die beinahe wie

Kontakte aufgefrischt und neue ge-
knüpft, weitere Treffen außerhalb
der Konferenz sollen folgen. Es gehe
um Verdachtsmomente und darum,
dass Opfer sich trauten, überhaupt
zur Polizei zu gehen. „Auch für uns
ist es ganz, ganz wichtig, Kontakte
zu knüpfen, um Informationen zu
bekommen“, sagt sie.

Informationen über ein System
aus Armut, Ausbeutung und Ge-
walt. So formuliert es Marietta Ha-
geney, Vorsitzende von Solwodi Ba-
den-Württemberg und Leiterin ei-
ner Beratungsstelle für Frauen, die
den Ausstieg aus der Prostitution
schaffen wollen. Ein System, in dem
sich Opfer oft selbst lange Zeit nicht
als Opfer sehen. Weil sie das Opfer-
sein ausblenden, um Freier zu über-
zeugen. Weil ihre Einnahmequelle
in Deutschland ja ganz legal ist. Weil
Polizei und Justiz im Heimatland
nicht uneingeschränkt unabhängig
sind. Weil der Druck aus der Fami-
lie oder vom Zuhälter so hoch sind.
„Das Opfersein kommt erst, wenn
körperlich gar nichts mehr geht“,
berichtet Hageney aus den Erfah-
rungen ihrer Beratungsstelle. „Die
Frauen sind es gewohnt. Aus dem
Waisenheim, aus der Familie viel-
leicht“, ergänzt Inge Bell, einst Aus-
landskorrespondentin bei der ARD.

der Handel mit Frauen und Kindern
entlang der Donau ist ein massives
Problem. Die Veranstalterinnen
und Veranstalter sind überzeugt,
dass es sich nur durch eine bessere
Zusammenarbeit der Behörden und
der Zivilgesellschaft in den Staaten
bekämpfen lässt. Vor drei Jahren
entstand die Idee zu einer länder-
übergreifenden Fachtagung. Der
Kriminalpolizist Bernd Ziehfreund
und sein pensionierter Kollege
Manfred Paulus brachten sich ein,
die moldauische Juristin Veronica
Lupu stellte Kontakte in südosteu-
ropäische Länder her. Nun läuft die
Tagung mit dem Titel „Wege aus
Menschenhandel und sexueller Aus-
beutung im Donauraum“, 160
Frauen und Männer aus Deutsch-
land und zehn anderen Ländern ha-
ben sich angemeldet. Moderatorin
Inge Bell, bayerische Landesvorsit-
zende der Frauen-Hilfsorganisation
Solwodi, erklärt das Ziel: „Men-
schen müssen sich kennen, sie kön-
nen nicht einfach so irgendeine
Nummer in Bulgarien anrufen.“
Denn: „Wenn eine Frau hier in die
Prostitution gehen muss, ist sie ir-
gendwie in ihrem Heimatland dazu
gezwungen worden.“ Das Kennen-
lernen gelingt, wie Kriminalpolizis-
tin Bohlien berichtet. Man habe alte

VON SEBASTIAN MAYR

Ulm 29 Rotlicht-Betriebe gibt es in
Ulm, in Neu-Ulm sind es drei. Fünf
Mal hat die Ulmer Polizei im ver-
gangenen Jahr zu Straftaten im Zu-
sammenhang mit Prostitution er-
mittelt. Und das Dunkelfeld?
Deutschlandweit sei es hoch, sagt
Sonja Bohlien, die Leiterin der Ul-
mer Kriminalinspektion 4. Auch in
Ulm gebe es Strukturen, die Ver-
brechen ermöglichen. Die es mög-
lich machen, dass Frauen ihren Kör-
per verkaufen müssen. Bohlien und
ihre Kolleginnen und Kollegen von
der Ulmer Polizei nutzen diese Wo-
che, um Kontakte neu zu knüpfen
und zu vertiefen. Kontakte zu
Staatsanwältinnen und Polizisten
aus anderen Ländern, zu Aktivistin-
nen und Vertretern von Menschen-
rechtsorganisationen. Ein außerge-
wöhnliches Treffen gibt ihnen die
Gelegenheit dazu.

Seit Dienstag und noch bis Frei-
tag tauschen sich Menschen, die ge-
gen Zwangsprostitution und Men-
schenhandel kämpfen, bei einer
Fachtagung aus. Diese findet unter
Ausschluss der Öffentlichkeit statt,
damit alles Gesagte vertraulich
bleibt. Die Teilnehmenden seien
handverlesen, berichtet Diana Bay-
er, Leiterin des Ulmer Frauenbüros
und Mitglied im Ulmer Bündnis ge-
gen Menschenhandel und Zwangs-
prostitution. Der Kongress findet
nicht nur vertraulich, sondern we-
gen der Corona-Pandemie auch di-
gital statt. Die Schaltzentrale befin-
det sich im Ulmer Roxy. Dort hat
das Donaubüro mit finanzieller Un-
terstützung des Staatsministeriums
Baden-Württemberg ein Studio ein-
gerichtet, Moderatorin Inge Bell lei-
tet von dort aus die Tagung. Eigent-
lich hätte das Treffen schon im ver-
gangenen Jahr stattfinden sollen,
wegen der Pandemie wurde es ver-
schoben. „Die Zeit war jetzt wirk-
lich reif“, findet Ulms Finanzbür-
germeister Martin Bendel, der zu-
gleich einer der Geschäftsführer des
Donaubüros ist. Er sieht in der Ta-
gung ein wichtiges politisches Sig-
nal. Für Menschenrechte und die
europäische Wertegemeinschaft all-
gemein und für den Kampf gegen
Zwangsprostitution im Speziellen.

Ihren Anfang genommen hat die
Vorbereitung beim Donaufest 2018,
als das Thema Menschenhandel und
Zwangsprostitution beleuchtet wur-
de. Schon in den Jahren davor waren
dort erschreckende Bilder aus der
Rotlichtszene nachgezeichnet wor-
den. Menschenhandel und vor allem

Ulm und der Kampf gegen den Menschenhandel
Kriminalität Fachleute wollen bei einer Online-Tagung Wege gegen Menschenhandel und
Prostitution unter Zwang finden. Die Gespräche sind geheim, erste Erfolge deuten sich an

Bei der Tagung: Sebastian Rihm von Donaubüro, Marietta Hageney, Inge Bell (beide
von Solwodi) und Diana Bayer in der Schaltzentrale im Roxy. Foto: Alexander Kaya

In dieser Woche tauschen sich Menschen, die europaweit gegen Zwangsprostitution und Menschenhandel kämpfen, bei einer Fachtagung in Ulm aus. Auch in der Donaustadt
selbst gebe es Strukturen, die Verbrechen ermöglichen, heißt es. Foto: Oliver Berg, dpa (Symbolbild)

Die Neu�Ulmer Sirenen sind hoffnungslos veraltet
Sicherheit Das Comeback der klassischen Warnanlagen auf dem Dach ist offenbar nicht ganz so einfach umzusetzen

VON RONALD HINZPETER

Neu�Ulm Nach der Flutkatastrophe
im Juli hat sich die Politik wieder ei-
ner Alarmierungsform erinnert, die
in den vergangenen Jahren auf den
Dächern vor sich hin rottete: die Si-
renen. Die sollen jetzt nach dem
Willen des bayerischen Innenminis-
teriums wieder modernisiert wer-
den. Dafür gibt es auch Geld. Aller-
dings muss vorher noch einiges ge-
klärt werden, wie das Beispiel Neu-
Ulm zeigt.

Im gesamten Landkreis Neu-Ulm
stehen noch 105 dieser flachen Sire-
nenhauben auf diversen Dächern.
Ihre Aufgabe: die Feuerwehren zu
alarmieren und die Bevölkerung zu
warnen. Doch benutzt werden sie
kaum noch. Sie sind veraltet und
müssten erst einmal für das Digital-
zeitalter umgerüstet werden. Wie
das Landratsamt in einem Schreiben
an die Neu-Ulmer Stadtverwaltung
feststellt, „ist davon auszugehen,
dass das vorhandene Sirenennetz für
eine lückenlose Warnung der Bevöl-
kerung derzeit nicht ausreichend
ist“.

In der Großen Kreisstadt gibt es
nach den Worten von Anton Bullin-
ger, Dezernent für Personal, Orga-
nisation und Bürgerdienste, 16 Sire-

nenanlagen, die noch aus den 60er-
Jahren stammen. Bei einer Über-
prüfung vor zwei Jahren stellte sich
heraus, dass „sechs Anlagen einfa-
che und vier Anlagen erhebliche
Mängel aufweisen“. Doch weil Er-
satzteile schwer zu bekommen sind
und ohnehin eine Umrüstung auf di-
gitale Technik bevorsteht, wurde
nichts unternommen. Die Bevölke-
rung könne ja auch über die vorhan-
denen Lautsprecheranlagen der
Feuerwehr gewarnt werden. Nach-
dem in den 80er- und 90er-Jahren
die „stille Alarmierung“ der Feuer-
wehr über Funkmelder eingeführt
wurde, dienen die Schallanlagen auf
den Dächern für Einsätze nur noch
als „zusätzliches Alarmierungsmit-
tel“, also quasi als Reserve.

Die Stadtverwaltung hat die be-
stehenden Sirenen heuer nochmals
durch eine Fachfirma untersuchen
lassen, mit dem Ergebnis, „dass die
konventionellen Motorsirenen auf-
grund der stark veralteten Technik
nicht mehr zu ertüchtigen sind und
gegen neue Modelle ersetzt werden
müssen“. Außerdem sind es zu we-
nige, denn die Stadt hat sich be-
kanntlich deutlich weiterentwickelt.
Und dann sind da noch die verbrei-
teten Schallschutzfenster, die einen
Teil des Signals schlucken. Die

Fachfirma hat als Kostenschätzung
für die neuen Sirenen rund 350.000
Euro angesetzt. Hinzu kämen noch
die Befestigungen, die aufwendiger
sein müssen als früher, weshalb Bul-
linger eher von einer halben Million
Euro ausgeht.

Allerdings will die Stadt erst noch
einmal abwarten und mit dem

Landkreis verhandeln, denn der ist
in erster Linie als untere Katastro-
phenschutzbehörde dafür zustän-
dig, die Bevölkerung zu warnen.
Der Kreis wird angesichts des Ge-
sinnungswandels in der Politik, die
nun wieder auf Sirenen setzt, ein
„Konzept unter Berücksichtigung
der aktuellen Förderprogramme des

Bundes und des Landes“ vorlegen.
Die Frage der Finanzierung müsse
noch geklärt werden.

Den Anstoß dafür, dass sich die
Stadt Neu-Ulm jetzt im zuständigen
Ausschuss für Finanzen, Inneres
und Bürgerdienste mit den Sirenen
befasste, hatte ein Antrag von Ru-
dolf Erne (SPD) gegeben. Er wollte
wissen, wie angesichts der Flutkata-
strophe mögliche Defizite bei der
Alarmierung behoben werden
könnten. Beim letzten Probealarm
habe sich gezeigt, dass es auch noch
in Neu-Ulm Lücken gebe und
„nicht alles so reibungslos funktio-
niert hat“. Johannes Stingl (CSU)
meint, bei der Alarmierung sei jetzt
primär der Landkreis gefragt: „Das
halten wir für den richtigen Weg.“
Grundsätzlichen sei es ein sehr
wichtiges Thema.

Das bayerische Innenministerium
hatte bis zur Flutkatastrophe die
Haltung vertreten, zur Warnung
der Bevölkerung müssten nicht
zwingend die herkömmlichen
Dachsirenen eingesetzt werden. Es
gebe auch andere Warninstrumente,
etwa mobile Sirenen, Lautsprecher-
fahrzeuge, Warnung per Rundfunk
oder per App. Jetzt setzt das Minis-
terium wieder auf die klassische Si-
rene.16 Sirenen wie diese hier gibt es noch im Stadtgebiet. Foto: Alexander Kaya

Wie kam es
zum Betrug
im Rathaus?
Ein Angestellter hat
in Neu-Ulm Geld

unterschlagen
Neu�Ulm Schnell abgeräumt hat der
Ausschuss für Finanzen, Inneres
und Bürgerdienste ein eigentlich
peinliches Thema: Ein Mitarbeiter
der Neu-Ulmer Stadtverwaltung
hatte mit fingierten Rechnungen an
seinen Arbeitgeber Geld abgezweigt
und mehrere Tausend Euro erbeu-
tet. Jetzt wollten die Freien Wähler
wissen, was da schiefgelaufen sei
und was künftig besser zu machen
sei. Die Antwort der Stadtverwal-
tung: Eigentlich sei alles ganz gut
organisiert, doch in einem Punkt
müsse wohl nachgesteuert werden.

Weil das Verfahren gegen den 36
Jahre alten Mann offenbar noch
läuft, wollte Oberbürgermeisterin
Katrin Albsteiger (CSU) nicht auf
Details des Falles eingehen. Bekannt
ist bisher, dass der Mann zwischen
Mai und Juli dieses Jahres mehrere
gefälschte Rechnungen an die Stadt-
verwaltung gestellt haben soll. Da-
bei habe es sich um Büromaterial ge-
handelt. Nach Angaben der Polizei
kam ein fünfstelliger Betrag zusam-
men. Als der Mann wieder mal eine
fingierte Rechnung stellen wollte,
flog die Sache auf, die Polizeiinspek-
tion rückte zur Hausdurchsuchung
an. Dabei fanden die Ermittler meh-
rere aus dem Fundamt entwendete
Gegenstände, ein gestohlenes Fahr-
rad sowie einen verbotenen Schlag-
ring. Gegen den 36-Jährigen, der
laut Polizei inzwischen nicht mehr
für die Stadtverwaltung tätig ist,
wird nun unter anderem wegen des
Verdachts der Untreue, der ver-
suchten Untreue, der Fundunter-
schlagung, Diebstahls sowie wegen
eines Verstoßes gegen das Waffen-
gesetz ermittelt.

Aber wie konnte das passieren?
Nach Darstellung der Stadtverwal-
tung sei der Umgang mit Zahlungs-
mitteln in der Dienstanweisung für
das Finanz- und Kassenwesen klar
geregelt. Dabei sei „jeder Anspruch
und jede Zahlungsverpflichtung auf
ihren Grund und ihre Höhe zu prü-
fen“. Die Richtigkeit müsse schrift-
lich bescheinigt werden. Außerdem
sei klar geregelt, wer über welche
maximalen Beträge entscheiden
könne. Das fängt an mit der Sachbe-
arbeiterin, deren Limit bei 10.000
Euro liegt, und endet bei der Ober-
bürgermeisterin, die über Ausgaben
von höchstens 200.000 Euro ent-
scheiden kann. Für alles darüber ist
ein Ausschuss des Stadtrates zustän-
dig.

Der festgelegte „Ablauf bei Kas-
senanordnungen“ werde als
„zweckmäßig, sachdienlich und äu-
ßerst sicher erachtet“, versichert die
zuständige Abteilung Zentrale
Dienste und Wahlen. Deshalb seien
Änderungen „nicht erforderlich“.
Eine kleine Verbesserung soll es
nach den Worten der Oberbürger-
meisterin dann doch geben: Wenn
etwa Kontendaten geändert werden
– was bisher nicht überprüft wurde
– müssen der oder die Vorgesetzte
zustimmen und auch die Kontoda-
ten überprüfen. Was die unterschla-
genen Fundsachen betrifft, soll
künftig verstärkt geschaut werden,
„ob alle Gegenstände auch im Fund-
buch tatsächlich eingetragen werden
und auch im Verwahrraum gelagert
sind“.

Der Ausschuss nahm die Ausfüh-
rungen der Oberbürgermeisterin
zur Kenntnis. (hip)

Im Neu�Ulmer Rathaus hat ein Angestell�
ter Geld unterschlagen. Wie konnte das
passieren? Foto: Kaya (Symbolbild)


